
Zu Nummer 21 (§ 94)
Die Neuregelung wird grundsätzlich be-
grüßt. Im Hinblick auf die Wirksamkeit der
Hilfen und ihre Nachhaltigkeit sowie unter
der gesamtgesellschaftlichen Perspektive der
Prävention sollte die Heranziehung nicht so
gestaltet werden, dass sie die Schwelle für
die Inanspruchnahme der Hilfe bzw. für de-
ren Weiterführung erhöht. Die Novellierung
sollte deshalb zum Anlass genommen wer-
den, den einzusetzenden Kostenbeitrag jun-
ger Menschen bei vollstationären Leistun-
gen auf 50 Prozent des bereinigten Einkom-
mens zu begrenzen.

Zu Nummer 22 (§ 95)
Die redaktionelle Anpassung an die im
Rahmen des KICK geänderten §§ 91, 92
SGB VIII bedarf keiner weiteren Kommen-
tierung.

Zu Nummer 23 (§ 97a)
Die vorgeschlagene Differenzierung zwi-
schen Auskünften über Einkommensverhält-
nisse und Auskünften über Vermögensver-
hältnisse ist sachgerecht.

Zu Nummer 24 (§ 97b)
Die Aufhebung der Norm ist die konse-

quente Folge des Zeitablaufs für die Gel-
tung der Übergangsregelung.

Zu Nummer 25 – 27 (§§ 99 – 101)
Gegen die Novellierungsvorschläge im Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfestatistik
bestehen keine Bedenken.

Geschäftsführender Vorstand
der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe – AGJ
Berlin, 3. April 2008
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Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich, Ihnen im Namen aller
Freien Demokraten und auch ganz persön-
lich meine herzlichen Grüße übermitteln zu
dürfen.

Für uns Liberale beginnt „gerechtes Auf-
wachsen“ mit Chancengerechtigkeit am

Start. Das bedeutet, dass alle Kinder von
Anfang an die gleichen Möglichkeiten zur
Entwicklung bekommen. Dazu gehört vor
allem die bestmögliche Bildung. Um diese
zu ermöglichen, hat die FDP das Modell
der Bildungsgutscheine entwickelt. Sie si-
chern, dass alle Kinder Bildungseinrichtun-
gen besuchen können, unabhängig vom fi-
nanziellen Hintergrund der Eltern. So kommt

die Förderung dort an, wo sie benötigt wird:
direkt bei den Kindern.

Gerechtigkeit bedeutet aber auch, Menschen
ihre persönlichen Freiheiten zu lassen. Fa-
milien sollen selbst entscheiden können,
welche Familienform sie wählen und wie
sie ihr Familienleben gestalten. Es ist nicht
Aufgabe des Staates, das zu bestimmen und

Statement zum 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag
von Dr. Guido Westerwelle, MdB

Fraktionsvorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion
Bundesvorsitzender der Freien Demokratischen Partei

Statements zum 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag 2008

Fachleute aus ganz Deutschland werden sich vom 18. bis 20. Juni 2008 auf Europas größtem Fachkongress mit Fachmesse im Bereich
der Kinder- und Jugendhilfe mit dem Thema „Gerechtes Aufwachsen ermöglichen! Bildung, Integration, Teilhabe“ beschäftigen. Ange-
sprochen werden mit dem 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Trägern der freien und öffentlichen Jugendhilfe sowie Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und die interes-
sierte Öffentlichkeit.

Um die inhaltliche Diskussion schon im Vorfeld des 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetages zu beleben, hat die AGJ Politikerinnen
und Politiker aller Parteien, Personen verschiedener Organisationen und Institutionen sowie Personen mit unterschiedlichem weltan-
schaulichem Hintergrund um ein Statement zum Thema „Gerechtes Aufwachsen ermöglichen!“ gebeten. Diese Statements wurden und
werden im FORUM Jugendhilfe sowie auf der Startseite des Internetauftritts zum 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag veröffent-
licht.

Zurzeit finden Sie unter www.jugendhilfetag.de die Statements: vom Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker 
Kauder, von der Fraktionsvorsitzenden Bündnis 90/Die Grünen, Renate Künast, der stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-
Bundestagsfraktion, Christel Humme, und von den Mitgliedern des Deutschen Bundestages Ekin Deligöz, Marlene Rupprecht und
Ingrid Fischbach sowie von Karl Kardinal Lehmann, Prof. Dr. Gesine Schwan (Präsidentin der Europa-Universität), Benjamin
Bloch (Direktor der Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland), Prälat Dr. Peter Neher (Präsident der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege) und Dr. Ulrich Schneider (Hauptgeschäftsführer Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
Gesamtverband e. V.).



Familienentwürfe zu zensieren. Aber es ist
Aufgabe des Staates, die Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die ein Familienleben und
ein „gerechtes Aufwachsen“ von Kindern
ermöglichen. Dazu gehört die finanzielle
Entlastung von Familien. Sie sind die Trä-
ger unserer Gesellschaft. Die Familien sind
die, die den Karren in Deutschland ziehen.
Sie müssen ihren Anteil am Aufschwung
erhalten, etwa durch steuerliche Vergünsti-
gungen in Form höherer Kinderfreibeiträge.
Wahlfreiheit für Familien bedeutet auch,
dass wir ausreichend flexible Betreuungs-
und Bildungsangebote zur Auswahl anbie-
ten.

Wir Liberale setzen uns zudem für Stan-
dards in der Kinder- und Jugendhilfe ein,
damit die Kinder, die nicht von Anfang an
auf der Sonnenseite stehen, konsequent vor
Vernachlässigung und Verwahrlosung ge-
schützt sind.

Ein „gerechtes Aufwachsen“ bedeutet für
Liberale, allen Kindern die Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die sie brauchen, um
gesund groß und ein aktiver Teil unserer
Gesellschaft zu werden.
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Dr. Guido Westerwelle

Statement zum 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag
von Dr. Gregor Gysi, MdB, Fraktionsvorsitzender DIE LINKE

Jugendhilfe und 
„gerechtes Aufwachsen“

Gerechtes Aufwachsen bedeutet die Mög-
lichkeit, frei von Armut und Ausgrenzung
in Kindheit und Jugend leben zu können.
Eine immer stärker in Arm und Reich ge-
spaltene Gesellschaft gewährleistet dieses
jedoch nicht. Stigmatisierung und Prekari-
sierung beginnen schon im Kindesalter,
wenn kein ausreichendes und zuverlässig
verfügbares Einkommen existiert. Ange-
sichts der Reichtumsentwicklung in Deutsch-
land, der explodierenden Unternehmensge-
winne und Managergehälter stellt die Ar-
mut von Millionen von Kindern und Ju-
gendlichen einen verfassungswidrigen Skan-
dal erster Güte dar. 

Über 2,5 Millionen Kinder und Jugendliche
müssen auf Sozialhilfeniveau leben, mit un-
genügenden Regelsatzleistungen für Ge-
sundheit, Schulsachen und Bildung – von
Spielzeug, Sport- und Freizeitkosten nicht

zu reden. Die Einkommensarmut von Kin-
dern hat mit Hartz IV und der Agenda 2010
einen historischen Höchststand und eine
neue Qualität erreicht. Für Bekleidung und
die Teilnahme am sozialen Leben ihrer
Kinder aufzukommen, ist für Familien in
Hartz IV schon schwer genug, doch die 
Bezahlung von Büchern, Schulmaterialien,
Klassenfahrten und Kindergeburtstagen ist
ausgeschlossen. Bildungschancen sind da-
mit von Anfang an beeinträchtigt. Chroni-
sche Armut bedeutet auch eine deutlich
niedrigere Lebenserwartung.

Die gegenwärtige Debatte über Defizite
beim Kinderschutz lenkt die Aufmerksam-
keit auf eine dramatische Entwicklung der
letzten Jahre, die schon zu lange am Rande
der öffentlichen Wahrnehmung stand. Die
eigentlich nahe liegende Frage jedoch, wa-
rum gerade seit Hartz IV und Agenda 2010
Familien vielfach überfordert sind vom all-
täglichen Überlebenskampf, stellen sich die
dafür politisch Verantwortlichen aus gutem
Grunde nicht. Hartz IV und Agenda 2010

mit der Privatisierung sozialer Risiken und
dem Zwang zu Lohndumping sind dem-
nach nicht nur Armut und Demütigung, son-
dern auch öffentliche Verwahrlosung per
Gesetz.

„Gerechtes Aufwachsen“ erfordert dagegen
die Rücknahme der Kürzungen in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Ein Sonderfonds 
zur Stärkung der Kinder- und Jugendarbeit
könnte dazu dienen, die in den letzten Jah-
ren vorgenommenen Kürzungen in der Kin-
der- und Jugendarbeit durch eine Gemein-
schaftsanstrengung von Bund, Ländern und
Kommunen unverzüglich rückgängig zu
machen. 

Ferner sollten die Standards für die Aus-
stattung und Qualität der Angebote erhöht
werden. Vor dem Hintergrund von Angrif-
fen auf die Existenzberechtigung öffentlich
geförderter Jugendarbeit ist es richtig, die
Vorbildwirkung von Jugendhilfe zu beto-
nen und anderen Systemen eine Übernah-
me von deren Prinzipien, Teilhabe und Ver-




